
Die Zehntablösung in einigen südbadischen Gemeinden ' 

Von Albert Steinegger, Neuhausen/Rheinfall 

Der Zehnten war wohl mehr als ein Jahrtausend die drückendste Abgabe der 
Landwirtschaft. Seine Anfänge gehen in das Alte Testament zurück. In der Zeit 
des Urchristentums kam er mehr oder weniger aus der Übung, da man zunächst 
vom Gläubigen die Hingabe des ganzen Vermögens verlangte. Als sich diese Hoff- 
nungen nicht erfüllten, erinnerten sich die Kirchenväter an das alte Zehntgebot. 
Es mag sein, daß er zunächst freiwillig als Dank für die Feldfrüchte Gott dar- 
gebracht wurde. In die Sphäre des Rechts rückte er erst in der Zeit der Franken. 
So bestimmte das zweite Konzil von Macon vom Jahre 585: Wer den Zehnten 

nicht entrichtet, verfällt dem Kirchenbann. Die entscheidenden Schritte zu seiner 
Einführung unternahmen aber erst die Karolinger. 

Zunächst fiel der Zehnt seiner ursprünglichen Bestimmung nach an die Pfarr- 
kirche. Langsam aber kristallisierte sich eine Vierteilung heraus, indem ein erster 
Teil für den Bau und Unterhalt der Kirche diente, die sogenannte Kirchenfabrik, 
ein zweiter Viertel war für die Unterstützung der Armen bestimmt, ein dritter 

diente der Besoldung der Geistlichen und ein letzter fiel an den Bischof. Diese 
Teilung spielte bei der Zehntablösung eine wichtige Rolle. 

Den ersten großen Stoß erhielt der Zehnten während der Bauernunruhen in der 
Reformationszeit, allein die Lasten wurden nach der Unterdrückung der Erhebung 
schwerer als vorher. Erst die Fortschritte der Landwirtschaft im 18. Jahrhundert 
zeigten zur Genüge, daß er sich einigermaßen überlebt hatte, denn wenn sich ein 
Bauer mehr anstrengte, um einen größeren Ertrag zu erhalten, so stieg das Ein- 
kommen des Zehntherrn automatisch. 

Als in der französischen Revolution die Feudallasten dahinfielen, waren auch 

die Bauern nicht mehr zu halten, allein die vielen folgenden Kriege und die 
territorialen Änderungen in Baden hinderten zunächst eine ruhige Lösung der 
Frage. Das endgültige Loskaufsgesetz datiert vom Jahre 1833. Noch war die Ab- 
lösung nicht obligatorisch, sondern nur freiwillig. Der 20fache Betrag der mittleren 
Reineinnahmen ergab die Loskaufssumme, wobei für den Weinzehnten die Jahre 
1819-32, für alle andern die Periode von 1818-32 als Grundlage genommen wur- 
den, von diesem durchschnittlichen Zehntrohertrag kamen die Verwaltungskosten, 
Steuern und Nachlässe in Abzug. Zur Ermittlung und rechtlichen Begründung 
dienten die Rechnungen, Pachtkontrakte und andere urkundliche Beweise, und, falls 
solche nicht vorhanden waren, fand eine amtliche Schätzung statt. Schwierigkeiten 

ergaben sich da, wo zwar die rechtlichen Unterlagen vorhanden waren, aber Kultur- 
veränderungen oder Überbieten bei Steigerungen die Berechnung komplizierten. 
Von dem so berechneten Kapital leistete der Pflichtige */s, der Staat dagegen über- 
nahm "/s. Um dem Zehntherrn die ihm gebührende Entschädigung pünktlich zu 
verschaffen und den Pflichtigen die allmähliche Ablösung zu ermöglichen, errichtete 
der Staat eine Zehntschuldentilgungskasse, welche die nötigen Kapitalien auf längere 
Zeit zu einem bescheidenen Zinsfuß vorstreckte. Mit dem Zehnten mußten zu- 
gleich die auf ihm haftenden privatrechtlichen Lasten abgelöst werden ?. 

1 Die Quellen dieses Aufsatzes befinden sich im Staatsarchiv Schaffhausen unter der 
Signatur der betreffenden Ortschaft, ebenso in den Protokollen. der Finanzkommission. 

2 Siehe A. Kopp. Zehntwesen und Zehntablösung in Baden. Volkswirtschaftliche Abhand- 
lungen der badischen Hochschulen. 3. Band, 3. Heft 1899. 
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Die meisten Zehnten in den hegauischen Gemeinden bezog wohl das Kloster 
Allerheiligen und nach seiner Säkularisation der Kanton Schaffhausen, der, wie wir 
sehen werden, größere Lasten zu bestreiten hatte, so daß das Loskaufskapital hin 
und wieder nicht einmal reichte, um sie auszukaufen. 

Das erste, was bei einem solchen Auskauf zu geschehen hatte, war die Anferti- 
gung eines genauen Zehntbeschriebs des pflichtigen Gebietes mit allen Rechten und 
Lasten. In einem Bericht des Regierungsrates vom Jahre 1853 finden wir die 
folgenden bezeichnenden Ausführungen: „Bei Ablösung dieser Gefälle und der 
darauf ruhenden Lasten waltet gegenüber den Grundzinsen der Unterschied ob, 
daß die Pflichtigen in diesem Geschäfte nicht selbständig handeln können, sondern 
über alle derartigen Handlungen die amtliche Wirkung einzutreten hat. Aus diesem 
Grunde verzögert sich die Erledigung der Zehentablösungen nicht nur auf Jahr- 
zehnte hinaus, sondern es gehen die Zehentpflichtigen sogar von den zu Gunsten 
des Berechtigten gestellten Anerbietungen wieder ab, wenn die badischen Ober- 
behörden, die mit den Betreffenden abgeschlossenen Verträge in irgend einem 
Punkt zu beanstanden wissen. Bekanntlich bezahlt der badische Fiskus an allen 
Zehentablösungen einen Fünftel des Capitals an die Zehentpflichtigen, wofür sie 
die Verträge ihren Finanzbehörden zur Genehmigung vorzulegen haben. Ver- 
weigerte diese bezüglich des zu errichtenden Staatszuschusses ihre Zustimmung, 
so mußte entweder eine neue gütliche Unterhandlung mit den Pflichtigen begonnen 
oder der Prozefweg eingeschlagen werden. Daß im letzteren Fall kein günstiges 
Resultat erwartet werden durfte, läßt sich schon zum voraus deshalb denken, weil 
man gewissermaßen auch wieder die badischen Behörden gegen sich hatte. Auf 
diese Weise war man genötigt, mit den Zehentpflichtigen auf denjenigen Grund- 
lagen abzuschließen, die sie als Maßstab aufzustellen beliebten. 

Eine weitere Schwierigkeit stellte sich auch bei der Ablösung von Zehentlasten 
heraus, welche wiederum zum Nachteil unserer zehentberechtigten Verwaltungen 
sich gestalten, und, da deren Folgen früher nicht eingesehen wurden und auch 
nicht leicht vorausgesehen werden konnten, jetzt nicht mehr zu vermeiden sind. 

Haften z.B. auf den betreffenden Zehenten Naturalbesoldungen, so können 
dieselben bei den gegenwärtigen Ablösungen nicht hoch genug taxiert werden, um 
dem Zehentherrn ein desto größeres Besoldungskapital abzugewinnen, obgleich 
bei der Ablösung des Zehenten die Preise der Erträgnisse so gering als möglich 
in Anschlag gebracht wurden. 

Ebenso verhält es sich mit den Baulasten für die Okonomiegebäude der Pfar- 
reien. Wurde z.B. bei der Zehentablösung angenommen, die Juchart Ackerfeld 
habe durchschnittlich 30 Korngarben ertragen, so wird jetzt bei der Baulasten- 
ablösung behauptet und versteht sich, durch badische landwirtschaftliche Schätzer, 
Form Rechtens ausgemittelt, die Juchart Ackerfeld werfe das Doppelte oder Drei- 
fache ab, weil die Pfarrgüter im Vergleich zu den übrigen Privatgütern weitaus 
als die bessern angegeben werden. Daraus wird dann die Unzulänglichkeit der 
bestehenden Lokalitäten zur Fassung der Gütererzeugnisse abgeleitet und dem 
Zehentherrn entweder die Vergrößerung der vorhandenen Okonomiegebäude oder 
sogar der Neubau derselben aufgetragen, oder auch das dazu erforderliche Bau- 
kapital in Rechnung gebracht.” 

Wir verstehen diesen regierungsrätlichen Stoßseufzer, weil er, menschlich ver- 
ständlich, der Wirklichkeit wohl entsprach. In Schaffhausen waren es die ver- 
schiedenen Ämterverwaltungen und die Finanzkommission, die das Ablösungs- 
geschäft besorgten. Nehmen wir einige Beispiele: 

234



Büsingen. Hier besaß das Kloster Allerheiligen das Zehntrecht. Wie die meisten 
anderen Gemeinden, so kündete auch Büsingen seinen Zehnten im Jahre 1839. Die 
Pflichtigen schlugen vor, die Loskaufssumme von 1840-1850 bei einem Zinsfuß 
von 4% zu entrichten, und zwar sollte Schaffhausen dies als ein Entgegenkommen 
betrachten, da die Gemeinde das Geld bei der Landesbehörde zu einem günstigeren 
Zinsfuß erhalten würde. Mit der Höhe der berechneten Loskaufssumme waren die 
Büsinger nicht ganz einverstanden, suchten sie doch begreiflicherweise möglichst 
viel abzuziehen. In der Rechnung fand sich ein Posten von 8 Gulden 6 Kreuzer 
für die Kosten der jeweiligen Schatzung des Zehntertrags, der meistens an den 
Höchstbietenden versteigert wurde, worauf die Allerheiligenverwaltung das Kapital 
um 54 Gulden verminderte. Daraufhin akzeptierte die Gemeinde die Berechnung, 
drang aber auf eine energische Förderung des Geschäfts. Gemeinde und Bezirksamt 
Radolfzell mahnten beständig zur Beschleunigung, so daß die Klosterverwaltung 
schließlich ungeduldig wurde, denn die Detailberechnungen verursachten eine Menge 
Arbeit. Im Jahre 1842 teilte sie dem Bezirksamt mit, daß sich bei der Berechnung 
einige Fehler eingeschlichen hatten, durch die sich das Kapital des großen Zehnten 
um 17 Gulden, das des Weinzehnten um 1018 Gulden 48 Kreuzer erhöhte, was 
wieder eine kleine Verzögerung verursachte. Schließlich kam im folgenden Jahr 
eine Abmachung zustande, die das folgende Bild zeigt: 

Großer Zehnt 13 469 Gulden 40 Kreuzer 
Kleiner Zehnt 2212 Gulden 
Weinzehnt (nach Abzug von 3%) 7937 Gulden 50 Kreuzer 

Ganzes Loskaufskapital 23619 Gulden 30 Kreuzer 

verzinslich vom 1. Januar 1838 an. Da aber die Bereinigung der Baulasten und 
Kompetenzen noch einige Zeit in Anspruch nahm, konnte der endgültige Vertrag 
erst im Jahre 1858 abgeschlossen werden. 

Die privatrechtlichen Lasten lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Die Zehntherren — neben Allerheiligen noch einige kleine Zehntberechtigte — 
haben nach dem Verhältnis ihres Zehntbezugs die zu °/s subsidiäre Verpflichtung 
zum Neubau und Unterhalt des Pfarrhauses, des Okonomiegebäudes, der Rhein- 
mauer, der Fußmauer, der Garteneinfriedigung. 

Allerdings war die Klosterverwaltung in früheren Zeiten zu keinem Kosten- 
beitrag verpflichtet, weil in Büsingen kein solches vorhanden war, dagegen hatte 
ein jeweiliger Pfarrer seine Pfrundwohnung in der Stadt Schaffhausen anzu- 
sprechen. Im Jahre 1843 ordnete die badische Regierung den Neubau eines 
Pfarrhauses an, wogegen Schaffhausen wohl reklamierte, aber ohne Erfolg. 
Schließlich wurde auf diplomatischem Wege von Seiten des badischen Gesandten 
in der Schweiz die Zusicherung erhältlich, daß an dem Pfarrhausbau und an 
dem Ablösungskapital hiefür 2/5 von dem badischen Domänenfiskus übernommen 
würden. 

2. Dazu kommt die alleinige und primäre Baupflicht Allerheiligens zum Neubau 
und Unterhalt von Chor, Sakristei, dem nötigen Innenausbau im Chor, Turm 
und Kirchenumfassungsmauer, soweit sie den Chor und die Sakristei umgeben. 

3. Die auf dem Zehnten haftende Pfarrkompetenz beträgt 40758 Becher Fäsen, 
3014 Becher Roggen, 2717 Becher Hafer, 40 Bund Stroh, 17741 Glas Wein 
und 75 Gulden 54 Kreuzer bares Geld. 

4. Dazu kommt eine jährliche Kompetenz an die evangelische Schule von 280 Glas 
Wein. 
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Allerheiligens Anteil am Baulastenkapital wurde auf 6938 Gulden 18 Kreuzer 
berechnet samt Zins zu 5% vom 17. Februar 1853 an. Diese Summe mußte vom 
errechneten Loskaufskapital abgezogen werden. Die kapitalisierte Pfarrkompetenz 
von 9884 Gulden 9 Kreuzer sollte in bar an Büsingen bezahlt werden, ebenso 
70 Gulden 40 Kreuzer für den Besoldungsanteil an der evangelischen Schule. Noch 
dauerte es eine Reihe von Jahren, bis Büsingen seinen Verpflichtungen voll nach- 
gekommen war. 

Büßlingen. Büßlingen kündete seinen Allerheiligenzehnten im Jahre 1838. Die 
Gemeinde offerierte zunächst 10000 Gulden, reduzierte ihr Angebot aber bald 
darauf auf 8900 Gulden mit der Bemerkung, damit sei jedermann einverstanden. 
Allein die Klosterverwaltung verlangte eine genaue Schatzung mit der Begrün- 
dung, die maßgebenden Anblümungstabellen wären unrichtig, worauf die Gemeinde 
auf einer gerichtlichen Schatzung bestand; sie fand beim Bezirksamt Blumenfeld 
eine willkommene Unterstützung, denn dieses forderte im Juni 1839 eine genaue 
Berechnung innert drei Wochen mit der Androhung, daß die Ablösung von Amtes 
wegen weiter betrieben werde, wobei dann keine Rechnungsnachprüfungen vor- 
genommen werden könnten. Die Klosterverwaltung beschwerte sich in ihrer Ant- 
wort, daß sie schon seit Jahren durch die Pflichtigen mehr und mehr in Nachteil 
versetzt worden sei, indem der große Zehnten nicht dem Meistbietenden zuge- 
schlagen worden sei, sondern jeweils der Gemeinde um den niedersten Anschlag 
überlassen wurde. Nun forderte aber die Allerheiligenverwaltung einen Zuschlag 
zum rechnungsgemäßen Zehnten, weil ein ehemaliger Spendamtszehnten an sie 
übergegangen war, allein die Gemeinde zeigte dafür kein Verständnis, sondern sie 
reduzierte ihr Angebot nochmals auf 8363 Gulden. Auf Befragen, warum sie denn 
früher 10000 Gulden anerboten hätte, lautete die Antwort des Gemeinderates, sie 
sei schwach genug gewesen, sich durch die „unverschämte” Forderung des Ge- 
schäftsfertigers Hurter einschüchtern zu lassen, da dieser mit einer gerichtlichen 
Abschätzung gedroht hatte. „Allein durch den Rat sachkundiger Männer eines 
besseren belehrt und zur Überzeugung gelangt, daß wir nicht berechtigt sind, einen 
Vertrag abzuschließen, der absolut gegen das Gesetz oder zum Nachteil unserer 
Committenten lautet, reduziert die Gemeinde ihre Offerte.“ Im gleichen Brief lautet 
eine Stelle: „Die Behauptung, daß wir bei den Zehntverpachtungen complottiert 
hätten, müssen wir für eine schamlose Lüge erklären”, ja die Gemeinde behielt 
sich vor, eine Ehrverletzungsklage einzureichen, womit es ihr-aber wohl kaum ernst 
war. Die entrüstete Klosterverwaltung ersuchte darauf das Bezirksamt, der Ge- 
meinde die nötige Anstandslektion zu geben; ob dies geschah, ist wieder eine 
andere Frage. 

Der Streit um die Höhe der Ablösungssumme dauerte aber weiter, und jeder 
Teil suchte sich auf rechtliche Grundlagen zu stützen. In ihrer Forderung auf ge- 
richtliche Abschätzung berief sich die Klosterverwaltung auf $ 18 der Instruktionen 
für die Domänenverwaltung, der u.a. folgendes bestimmte: Eine Berichtigung des 
Zehntertrags hat da stattzufinden, wo der Besitzer wenigstens um "/s geschmälert 
worden ist. Die Gemeinde ihrerseits stützte sich auf $ 13 der gleichen Instruktion, 
und zwar auf den folgenden Passus: Das Dasein der Umstände, durch die eine 
Erhöhung oder Ermäßigung stattzufinden hat, muß nicht nur vermutet, sondern 
erwiesen sein. Nach längeren Verhandlungen einigten sich beide Parteien schließ- 
lich auf das zuerst vorgeschlagene Kapital von 10.000 Gulden, verzinslich zu 5%, 
allein die endgültige Bereinigung ließ der Baulasten und der Pfarrkompetenzablösung 
wegen noch bis 1856 auf sich warten. 
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Nach Büßlingen waren noch die Gemeinden Beuren und Schlatt am Randen kirch- 

genössisch. Anläßlich einer Tagfahrt vom 24. April 1844 wurde die Baupflicht 
folgendermaßen bestimmt: Primär baupflichtig ist die Zehntherrschaft zum Kirchen- 
chor mit Ausnahme der Sakristei und des Schwibbogens, und zwar richtet sich die 
Baupflicht nach dem jeweiligen Bedürfnis. Die Hand- und Fuhrdienste hat die 
Zehntherrschaft selbst zu leisten. Primär besteht die Baupflicht derselben auch für 
das Pfarrhaus, das Okonomiegebäude, Waschhaus, Schweinestall und Holzschopf. 
Die Fuhrdienste fallen auch hier dem Zehntherrn zur Last, für den Brunnen 
jedoch nur zur Hälfte. Nun verlangte aber die Finanzkommission auch die Mit- 
baupflicht des großherzoglichen Domänenaerars, das '/ı des Zehnten besaß, allein 
dieses lehnte diese Forderung des bestimmtesten ab. Aus Angst vor dem Rechts- 
weg und weil nicht viel zu erwarten war, verzichtete die Kommission schließlich 
auf ihre Forderung, hingegen erklärte die Regierung des Seekreises den Pfarrer 
auch verbunden, einen Teil der Baulasten zu tragen, da er 1000 Gulden Gehalt 
bezog, also bedeutend mehr als eine gewöhnliche Kompetenz betrug. 

Der Konflikt ging noch einige Zeit weiter, und die zahlreichen Korrespondenzen 
lauteten teilweise sehr bissig. Schließlich setzte der badische Oberkirchenrat die 
Ablösungssumme für die Baulasten und die Pfarrkompetenz folgendermaßen fest: 

  

Neubau und Unterhalt des Chors der Pfarrkirche Gulden Kreuzer 
mit Brandversicherungsbeiträgen 4976 35 

Pfarrhaus 2112 51 

Ganzes Baulastenkapital 7089 26 

Pfarrkompetenz 9157 35 

Ganzes Lastenkapital 16247 1 

Der Pfarrer bezog jährlich 25 Malter Fäsen, 13 Malter Hafer, 7 Saum Wein, 

50 Bund Stroh und 12 Gulden in bar. 

Zehntkommissär Hurter forderte vom Baulastenkapital einen Abstrich von 800 
Gulden, da die Ausdehnung der zu bauenden Kirche nach seiner Auffassung zu 
groß angenommen wurde. Eine erneute Berechnung ergab nur einen Abzug von 
224 Gulden 48 Kreuzer, so daß das gesamte Lastenkapital jetzt 16022 Gulden 
13 Kreuzer betrug. Der endgültige Vertragsabschluß datiert vom Jahre 1856. Aller- 
heiligen hatte das ganze Zehntloskaufskapital an Zahlungsstatt zu geben und den 
Rest in bar an die Verwaltung des Pfarrkompetenzenkapitals samt Zins zu 5% 
vom 12. Juli 1853 an abzustatten. Gerade dieses Beispiel zeigt, daß ein Zehnten 
sehr unrentabel sein konnte. 

Randegg. Zehntberechtigt waren hier Allerheiligen und Wolf und Joel Levi- 
Neumann. Wie die meisten anderen Gemeinden kündete Randegg seinen Zehnten 
im Jahre 1838, der bisher meist verpachtet worden war. Zehntkommissär Hurter 
verlangte zu dem nach der Pachtsumme berechneten Loskaufskapital einen Zu- 
schlag, da jene im Verhältnis zum Ertrag meist zu niedrig war, und beschuldigte 
die Gemeinde, jeweils komplottiert zu haben, da der niedrigste Anschlag kaum je 
überboten wurde. Allein die Gemeinde wies alle Anschuldigungen zurück. Von uns, 
schrieb der Gemeinderat an die Finanzkommission, würde der Beweis leichter zu 
führen sein, daß immerwährende Aufforderungen an die Steigerungslustigen von 
Seite der Zehntherrschaft zum höhern Steigern ergingen und sogar dieses Auf- 
muntern durch Bezahlung einer halben Maß Wein und Brot an jeden Steigerungs- 
lustigen noch verstärkt wurde. 
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Eine Tagfahrt vom 12. November 1838 führte zu keinem Resultat, denn Randegg 
verlangte getrennte Behandlung des Zehntanteils von Allerheiligen und desjenigen 
der bereits erwähnten Mitdezimatoren, allein die Finanzkommission beharrte auf 
gemeinsamer Ablösung. Sie stützte sich dabei auf $22 des badischen Zehntloskaufs- 
gesetzes, der besagte, daß Zehnten, die von den gleichen Gewächsgattungen und 
gleichen Distrikten unter mehrere Berechtigte verteilt und deshalb, wenngleich ab- 
gesondert bezogen, gemeinschaftlich eingesammelt worden waren, nur im ganzen 
abgelöst werden konnten. Die Gemeinde wehrte sich aber dagegen und behauptete, 
der Zehnten sei auf dem Felde von den zwei Dezimatoren sogleich abgeteilt wor- 
den; im übrigen sei der Klosterzehnten von 1818-1832 verpachtet gewesen, wes- 
halb der angezogene Artikel gar nicht in Frage komme. Mit den beiden Levi war 
die Gemeinde bereits einig geworden, da sie sich sehr zurückhaltend verhielten, 
um sich gefällig zu zeigen; ihr Guthaben betrug 7500 Gulden. 

Am 12. Januar 1842 einigte man sich schließlich auf den folgenden Vergleich: 

1. Das Loskaufskapital für Randegg und den Karpenhof beträgt 7000 Gulden, für 
Murbach und Kaltenbach 3167 Gulden, und ist zu 44% zu verzinsen. 

2. Diese Summe soll in 12 Terminen bezahlt werden. 

Da aber aus dem Loskaufskapital noch eine Reihe von Lasten auszulösen waren, 
verzögerte sich die definitive Bereinigung längere Zeit. Zur Sicherung derselben 
wollte Randegg die Zinsen zurückbehalten, allein die Finanzkommission leitete dar- 
auf das Prozeßverfahren ein, und schließlich kam am I. Januar 1845 ein Vergleich 
zustande. Die Gemeinde anerkannte eine für Zinsen und Kosten aufgelaufene 
Schuld von 1556 Gulden 46 Kreuzer und versprach, das Kapital von 7000 Gulden 
nebst den bestehenden Zinsforderungen alljährlich zu verzinsen, das erstemal 
auf den 24. August 1845, allein die Klosterverwaltung hatte in den folgenden 
Jahren immer wieder um den Zins förmlich zu kämpfen. 

Um die Frage der abzulösenden Baulasten zu verstehen, müssen wir etwas zu- 
rückgehen. Da die Kirche den Verhältnissen nicht mehr genügte, entschloß sich 
die Gemeinde im Jahre 1843 zu einer Erweiterung, allein die Kirchenfabrik (Kir- 
chenbaufonds), die primär baupflichtig war, konnte die Kosten nicht übernehmen, 
weshalb die beiden Dezimatoren zur Beitragsleistung aufgefordert wurden. Aller- 
heiligen wies jede Forderung zurück mit der Begründung, daß der Ertrag des 
Zehnten daselbst durch den Anteil an der Besoldung des Geistlichen und den 
Unterhalt des Pfarrhauses aufgebraucht werde, es könne „somit keine fernere Be- 
lästigung angenommen werden“. Bei den früheren Bauten waren die Zehntherren 
niemals belastet worden. Das Bezirksamt Radolfzell beharrte aber im Namen der 
Gemeinde auf einer Beitragsforderung, doch die Finanzkommission lehnte nochmals 
jeden Beitrag ab, „indem selbst der im Jahre 1821 zwischen Abgeordneten des 
Großherzogtums Baden und der Schweizerischen Eidgenossenschaft abgeschlossene 
Staatsvertrag, welcher die auf den Zehntgefällen von Randegg haftenden Lasten 
speziell bezeichne, durchaus nichts von dieser Baupflicht erwähne“. 

Das Bezirksamt rückte aber noch mit einer neuen Forderung auf, indem es die 
Pfarrei Buch ebenfalls zu einem Beitrag verpflichten wollte. Diese besaß nämlich 
auf der Gemarkung von Murbach, das nach Randegg kirchgenössisch war, fünf 
Vierling zehntpflichtiges Land, doch die Finanzkommission lehnte diese Forderung 
rundweg ab. 

Randegg versuchte nun, seine Ansprüche durch einen längeren historischen Exkurs 
zu begründen, der wie folgt zusammengefaßt werden kann: Anfangs des 17. Jahr- 
hunderts war die Kirche repariert worden; nun ist aus den Rechnungen ersichtlich, 
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daß damals die Kirchenfabrik die Kosten nicht bestritt, sondern die Besitzer des 

Kirchspielzehnten zahlen mußten. Als im Jahre 1820 wieder eine größere Reparatur 
vorgenommen wurde, bestritten die Dezimatoren ihre Beitragspflicht. Das Direk- 

torium des Seekreises entschied dann: Die Kirchgemeinde hat vorschußweise und 
mit Vorbehalt der Betretung des Rechtsweges die Kosten des Baues zu bestreiten. 
Anläßlich einer neuen Reparatur vom Jahre 1840 entschied die gleiche Amtsstelle 
wieder in genau gleicher Weise. 

Die Kirchgemeinde entschloß sich aber, den Rechtsweg zu beschreiten. Bereits 
am 7. April 1841 urteilte das Bezirksamt Radolfzell: Die Klage findet ange- 
brachtermaßen nicht statt unter Verfällung der Klägerin in die Kosten. Diese aber 
rekurrierte an das Ministerium des Innern, das die Beschwerde an das ordentliche 
Gericht zurückwies; obendrein hatte die Gemeinde die Kosten zu bezahlen. Die 
Ablehnung war zur Hauptsache aus formellen Gründen erfolgt. Das Hofgericht 
des Seekreises fällte am 20. Dezember 1844 das endgültige Urteil; nach diesem 
wurden die Inhaber des Kirchspielzehnten, Wolf Levi und Joel Levi-Neumann, die 

Klosterverwaltung Allerheiligen und eine Anzahl Widumsbauern mit Ausnahme 
der Pfarrei Buch in Beziehung auf die Kirche zu Randegg, ihren Hofumfang und 
notwendigen Innengebäude, Kanzel, Stühle, Hauptaltar bei nachgewiesener Insuffi- 
zienz der Kirchenfabrik als baupflichtig und verbindlich erklärt, der Klägerin die 
behufs der erwähnten Gebäude gemachten notwendigen Auslagen sowie die Zinsen 
von den zum Bau aufgenommenen Kapitalien nach Verhältnis der Zehntansätze zu 
ersetzen und einen Drittel der Baukosten zu bezahlen. Allerheiligen wurde ferner 
zur Übernahme der Baulasten am Pfarrhaus im Verhältnis seines Zehntanteils ver- 
urteilt. Nachdem aber der von der Klosterverwaltung beauftragte Advokat das 
Widerrufsverfahren eingeleitet hatte, wurde der letzte Passus des Urteils gestrichen. 

Bald nach dem Urteilsspruch wurden die Verhandlungen wieder aufgenommen, 
und auf einer Tagfahrt vom 16. Juli 1847 kam ein vorläufiger Entscheid zustande. 
Nach diesem war der Pfarreikirchenfonds primär zum Bau und Unterhalt der 
Kirche, ebenso des Langhauses, Chors, Sakristei, Hofumfang und der notwendigen 
Innengebäude verpflichtet. Als hilfsweise baupflichtig wurden die Zehntherren er- 
wähnt. Buch blieb mangelnder Kongrua frei. Die Brandversicherungsbeiträge schul- 
dete primär der Kirchenfonds, sekundär die Kirchgemeinde, die alle Hand- und 
Fuhrdienste unentgeltlich zu leisten hatte. Zum Pfarrhaus mit Vieh- und Schweine- 
stall, Scheune und Dunggrube, Wasch-, Holz- und Hühnerhaus, Gartenumfassung, 
Hofraiti blieb Allerheiligen allein baupflichtig. Der jährliche Baukanon der Ge- 
meinde wurde mit 7 Gulden festgesetzt. 

Die Klosterverwaltung versuchte nun auf eine andere Weise, ihre Last zu ver- 
ringern. Auf Anregung der Finanzkommission wandte sich der Kleine Rat an die 
badische Regierung mit dem Gesuch, 2/5 der Kirchenbaupflicht zu übernehmen, und 
begründete die Bitte mit den Bestimmungen des Austauschvertrages vom Jahre 
1821°. Im März 1848 antwortete das badische Ministerium, „daß nachdem der 

im Besitze des Klosters Allerheiligen befindliche Zehntanteil zu Randegg zu den 
sogenannten Nellenburger Epaven gehöre und die demselben durch das oberhof- 
gerichtliche Urteil vom 17. November 1846 auferlegte Kirchenbaupflicht bei dem 
Staatsvertrage vom Jahre 1821 außer Aufrechnung geblieben sei, die großherzog- 
liche Regierung keinen Anstand nehme“, ihren Anteil anzuerkennen, der sich auf 

3 Der Vertrag regelte die infolge der Inkameration Österreichs im Jahre 1803 entstandenen 
neuen Verhältnisse. 
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1996 Gulden 8 Kreuzer belief. Nach allen Abzügen betrug das Baulastenkapital 
der Zehntberechtigten 11434 Gulden 16 Kreuzer. Für Allerheiligen zeigt die Ab- 
rechnung das folgende Bild: 

Anteil am Kirchenbaulastenkapital 4990 Gulden 20 Kreuzer 
Ablösung der Baulast für das Pfarrhaus 3640  „ 52 P 
Ablösung der Pfarrkompetenz 4588 „ —_— u 

Total Lastenablösungsbetrag 13219 „ 12, 

Anteil des Staates Baden 1996 8 n 

Verbleiben 11223 „ 4 u 
Zehntloskaufsumme von Randegg, Murbach und 

Kaltenbach 10167 „ in 

Differenz zu Lasten von Allerheiligen 1056 Gulden 4 Kreuzer 

Damit waren noch nicht alle Hindernisse beseitigt, da die Abrechnung über die 
Pfarrkompetenz einige Auseinandersetzungen verursachte. Der Geistliche bezog von 
Allerheiligen 12 Malter Fäsen, 7% Mutt Roggen, 114 Mutt Erbsen, 5 Malter Hafer, 
3 Saum Wein alt Schaffhauser Maß. 

Diese Früchte waren frei und ohne Lasten an den Pfarrer zu liefern, und zwar 
aus den in der Gemeinde fallenden Zehntfrüchten, im unzureichenden Fall aus den 
Klostergefällen. Mit verschiedenen Zuschlägen errechnete der Geistliche ein Kom- 
petenzloskaufskapital von 4826 Gulden 52 Kreuzer, demgegenüber stand die Be- 
rechnung des Klosterverwalters mit 4298 Gulden 20 Kreuzer. Dieser erinnerte den 
Pfarrer daran, daß er selber mehr als einmal die fehlenden Früchte und den Wein 
in der Klosterverwaltung fassen mußte. Wegen des Weintrübmaßes gestattete er 
einen Zuschlag von 2 Gulden 40 Kreuzern oder kapitalisiert 17 Gulden 44 Kreuzer. 
Da sich beide Parteien nicht einigen konnten, entschied das Ministerium des Innern, 
das die Forderung auf 4588 Gulden reduzierte. Nach einigem Zögern erklärten 
sich beide Teile damit einverstanden. Allein auch der Pfarrer sollte einen Teil 
an den Baulasten tragen, und sein Beitrag betrug kapitalisiert 80 Gulden, um 
welchen Betrag sich die Allerheiligenschuld reduzierte, die nun endgültig 976 Gul- 
den 4 Kreuzer betrug. 

Mit dem 24. Juni 1844 hatte der Naturalbezug des Zehnten aufgehört. 

Wiechs. Die Gemeinde kündete 1838 ihren Paradieseramtszehnten. Als die Be- 
rechnung des Loskaufskapitals etwas lange auf sich warten ließ, erkundigte sich der 
Gemeinderat, ob das Geschäft das Unglück gehabt habe, „in statu quo eingeschlum- 
mert zu sein”. Schließlich beschwerte er sich bei der Finanzverwaltung in ziemlich 
energischem Tone. Die Lieferung des Zehnten in natura unterblieb in den Jahren 
1838 und 1839, d.h. die Gemeinde zog von den Pflichtigen ungefähr soviel ein 
als der Zins vom mutmaßlichen Loskaufskapital betragen mochte. Als endlich die 
Berechnung einlief, wollte Wiechs den sogenannten Stihlischen Zehnten von 20 Gul- 
den 2 Kreuzern vom Paradieseramtskleinzehnten, der 80 Gulden 27 Kreuzer ein- 
brachte, abziehen, allein die Finanzkommission lehnte dieses Begehren des entschie- 
densten ab, wodurch das ganze Ablösungsgeschäft wieder einen toten Punkt 
erreichte. Auf die Drohung der Gemeinde, bei ihrer Oberbehörde Klage einzu- 
reichen, wenn das Ablösungsgeschäft nicht vorwärts gehe, lautete die Antwort 
Schaffhausens, daß gerade ihre Hartnäckigkeit an der Verzögerung Schuld trage. 

Auf Grund der Akten berechnete Zehntkommissär Hurter ein Loskaufskapital 
von 6046 Gulden für den großen Zehnten. Die Gemeinde verlangte aber den 
Abzug des kapitalisierten Pfluggeldes von 316 Gulden 40 Kreuzern; es war dies 
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ein Überrest aus der Zeit, da die Leibeigenschaft noch bestand. Nachdem der 
Streit einige Zeit gedauert hatte, ließ die Gemeinde den Anspruch fahren, falls man 
ihr das Gesamtkapital sonst etwas erniedrige, und 1845 kam schließlich eine provi- 
sorische Einigung zustande. Das Paradieseramt berechnete 

für den großen Zehnten 5816 Gulden 

für den nassen Zehnten 139 Gulden 40 Kreuzer 

total 5955 Gulden 40 Kreuzer. 

Die Gemeinde genehmigte den Vorschlag aber nicht, weil über den Kleinzehnten, 

auf dem die Last der Beschaffung und des Unterhalts eines Wucherstiers und 

eines Ebers haftete, nichts erwähnt war. Das Paradieseramt hatte schon seit einer 
Reihe von Jahren diesen Kleinzehnten der Gemeinde gegen ein Aversum von 8 
Gulden überlassen. Wenn die Gemeinde den Einbezug des kleinen Zehnten in die 
Loskaufsberechnung verlangte, geschah dies hauptsächlich deshalb, um auch dafür 
den Staatsbeitrag zu erhalten. Das kleinzehntpflichtige Areal betrug 75%3 Jucharten. 
Für 4/5 Jucharten, die mit Hanf bepflanzt waren, betrug die Abgabe 23 Gulden 
12 Kreuzer, für 4/5 Jucharten Erdäpfel 7 Gulden 30 Kreuzer und für 66% Juch- 
arten Wiesen 49 Gulden 45 Kreuzer, kapitalisiert 1609 Gulden. Vom kleinen 
Zehnten konnte noch der kapitalisierte Betrag von 20 Gulden 20 Kreuzer für die 
Staatssteuer abgezogen werden. Beide Parteien einigten sich schließlich auf einen 
Betrag von 7404 Gulden 40 Kreuzer. 

Obgleich die Gemeinde auf Beförderung des ganzen Geschäftes gedrungen hatte, 
hielt sie nun die Zahlungen zurück, obschon die Finanzkommission mit dem Rechts- 
betrieb drohte. Den Stein des Anstoßes bildete die Weigerung der Domänen- 
verwaltung, den Staatsfünftel auch für den kleinen Zehnten zu bezahlen. Schließlich 
leiteten die hartnäckigen Wiechser ihre Forderung an die Hofdomänenkammer in 
Karlsruhe weiter, welche die Auszahlung des Staatsbeitrages auch für den kleinen 
Zehnten bewilligte, dabei aber bemerkte, das Ablösungskapital für die Faselviehlast 
(Unterhalt des männlichen Zuchtviehs) komme vermutlich höher als dasjenige für 
den kleinen Zehnten, daher handle das Paradieseramt in eigenem Interesse, wenn 
es den letzteren ganz der Gemeinde abtrete, wie es dann auch geschah. 

Die Baulasten des Paradieseramts waren sehr beträchtlich, bestanden sie doch 

für den Unterhalt und Neubau des Pfarrhauses samt einer Reihe von Neben- 
gebäuden wie Scheune und Stall, Holzschopf, Wasch- und Backhaus etc. Aufgabe 
des Zehntherrn war es auch, die Brandversicherungsbeiträge zu bezahlen. Die Bau- 
pflicht richtete sich nicht nach vorschriftsgemäßen Dimensionen, sondern ganz nach 
Bedürfnis. Die Pfarrpfründe bestand in 7 Saum Wein, 9 Klafter Buchenholz, 4/5 

Klafter Weichholz und 800 Stück Reiswellen; dazu kamen noch die Erträgnisse 

des ziemlich bedeutenden Widums. Darunter verstand man das dem Geistlichen 
zugeteilte Land. Für Wiechs berechnete man 2 Pferde, 2 Ochsen, 4 Kühe, 4 An- 
bindlinge und 4 Schweine. Im November 1855 wurde das Baulastenkapital end- 
gültig auf 3632 Gulden 33 Kreuzer festgesetzt. Ein kleiner Streit entstand noch 
wegen der Fuhrkosten für die 7 Saum Wein, die jeweils aus den Klosterkellern 
geliefert wurden, die Berechnung derselben wurde schließlich. fallengelassen. 

Alle diese Ausführungen zeigen, daß die Zehntablösung in den nach Schaff- 
hausen pflichtigen Gemeinden eine dringende Notwendigkeit geworden war. Ab- 
gesehen von den Änderungen in der Wirtschaftsform spielten die neuen geographi- 
schen Verhältnisse eine nicht unbedeutende Rolle. Während bis zu Anfang des 
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19. Jahrhunderts der Verkehr mit Deutschland, abgesehen von Kriegszeiten, beinahe 
ungehemmt sich abspielen konnte, brachte der Friede von Luneville und der darauf 
basierende Reichsdeputationshauptschluß vom Jahre 1803 grundlegende Änderungen. 
Als dann gar im Jahre 1835 Baden dem deutschen Zollverein beitrat, entstanden 
an den Grenzen unliebsame Schranken. 

Daß sich der Zehnten überlebt hatte, zeigt auch die Tatsache, daß er gewöhnlich 
den Gemeinden um einen bestimmten Betrag überlassen worden war. Im ganzen 
betrachtet darf gesagt werden, daß der badische Landwirt wesentlich besser weg- 
kam als sein schweizerischer Nachbar. 

De Wind 

Wie’s en ummetriibt, 

magscht en it vehebe, 
magscht es it velebe, 
wie’s en ummetrübt. 

Stande bliibt er it, 
mol so liis und pfuusig, 
mol so lut und luusig, 
stande bliibt er it. 

Nimmt di selber mit, 
schnuufe moscht und renne, 
möchscht die Welt all kenne, 
nimmt di selber mit. 

Wie’s di ummetriibt, 
Mensch, as wie de Wind, 
dumm’s uruehigs Kind, 
wie’s di ummetriibt. 

Omol kunnt e Zit, 
do machscht d’ Auge zue, 
do gischt endle Rueh, 
omol kunnt e Zit. 

Bruno Epple 
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